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Das transatlantische Handels-  
und Investitionsabkommen:  
Arbeitsplatzprognosen  
und Risikoanalysen

Nichtregierungsorganisationen, Gewerkschaften und viele mehr kritisieren das ange-
strebte Transatlantische Handels- und Investitionsabkommen (TTIP). Die Risiken,  
die ein solches Abkommen birgt, betreffen Schutzstandards ebenso wie demokratische 
Institutionen. Trotzdem soll es Studien zufolge den allgemeinen Wohlstand mehren.  
Die Fallstricke und Grenzen, die mit den ökonomischen Prognosen verbunden sind,  
nehmen ihrem Optimismus einiges an Strahlkraft.1

STEFAN BECK, CHRISTOPH SCHERRER

1. Einleitung 

Die Europäische Kommission, Vertreter der Bundesregie-
rung, wirtschaftsliberale Medien und Think Tanks werben 
seit Längerem für ein Transatlantisches Handels- und In-
vestitionsabkommen (TTIP). Eine weitere Liberalisierung 
des transatlantischen Handels und die Erleichterung wech-
selseitiger Investitionen sollen durch den Abbau von Zöllen 
und „unnötigen“ Regulierungen den beteiligten Ländern 
aus der Krise helfen, ihre Ökonomien (bzw. Unternehmen) 
für den Wettbewerb mit den dynamisch aufstrebenden Öko-
nomien insbesondere des asiatischen Raumes stärken und 
neuen Schwung in die ins Stocken geratene multilaterale 
Liberalisierung des Welthandels bringen.

Tatsächlich geht es um weit mehr als nur kurz- oder 
mittelfristig realisierbare Wohlfahrtsgewinne aus einem in-
tensivierten Handel. Vor dem Hintergrund der in jüngeren 
Handelsabkommen häufig vereinbarten und auch im TTIP 
beabsichtigten Sanktionsmöglichkeiten (v. a. für Investoren) 
und Festzurr-Effekte („lock-in“, z. B. Standstill-Klauseln, 
sprich Verbot neuer Regulierungen) geht es vielmehr um die 
langfristige gesellschaftliche, demokratische Gestaltbarkeit 
allokations-, verteilungs- und wohlfahrtsrelevanter Institu-
tionen. Somit rücken neben den unmittelbaren wirtschaft-
lichen, ökologischen oder sozialen Effekten auch die  
langfristigen ökonomischen und politischen Verteilungswir-
kungen eines solchen Abkommens in den Vordergrund. Dies 

wiederum wirft die Frage nach den treibenden Interessen 
und Motivationen auf. Die medienwirksamen Streitpunkte 
z. B. über „Chlorhühner“, „Gen-Food“ oder „Fracking“ bil-
den nur die Spitze des Eisberges, um den die Verhandlungen 
kreisen. Darüber hinaus geht es um langfristige demokrati-
sche Gestaltungsmöglichkeiten und Verteilungsziele im na-
tionalen und internationalen Raum. Es geht um die Steue-
rung öffentlicher Versorgungsdienstleistungen ebenso wie 
um die Möglichkeiten, sozial- oder umweltpolitische Ziele 
demokratisch zu bestimmen und zu verfolgen.

Im Folgenden werden wir zunächst überblicksartig auf 
wichtige Bereiche der TTIP-Verhandlungen eingehen und 
damit verbundene Risiken bzw. zentrale Kritikpunkte be-
nennen (Abschnitt 2). Da die EU-Kommission und andere 
Freihandelsbefürworter demgegenüber das TTIP insbeson-
dere mit Verweis auf signifikante Wohlfahrtsgewinne auf-
grund zusätzlicher Exporte und Beschäftigungszuwächse 
rechtfertigen, gehen wir anschließend ausführlicher auf 
diese Argumente ein. Die Befürworter stützen sich auf öko-
nomische Studien, die auf Basis komplexer Modellrechnun-
gen zu dem Ergebnis kommen, dass ein TTIP die Wohlfahrt 
in den Vereinigten Staaten (USA) und in der Europäischen 
Union (EU) steigern würde. 

1  Dieser Artikel basiert auf einer ausführlicheren Studie zum 
TTIP, die von der Hans-Böckler-Stiftung gefördert wurde, 
vgl. Beck/Scherrer (2014).
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Während die meisten Studien auf computergestützten 
allgemeinen Gleichgewichtsmodellen beruhen (u. a. CEPR 
2013), die mittlerweile in der Kritik stehen (vgl. Mitra-Kahn 
2008; Taylor/von Arnim 2006), versuchen Georg Felber-
mayr et al. vom ifo Institut in München mithilfe eines al-
ternativen Ansatzes, die Schwächen dieser Modelle zu über-
winden. Da sich die ifo-Studien für das damalige 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (ifo-
BMWi, vgl. Felbermayr et al. 2013a) und für die Bertels-
mann-Stiftung (ifo-Bertelsmann, vgl. Felbermayr et  al. 
2013b) zudem besonders mit den Konsequenzen für 
Deutschland befassen, konzentriert sich unser Artikel auf 
diese beiden Studien. Wir stellen zunächst die Ergebnisse 
dieser Studien vor (3). Dann setzen wir sie einer ausführ-
lichen Kritik aus, prüfen ihre innere Konsistenz, fragen die 
Modellannahmen auf ihre Realitätsnähe ab und hinterfra-
gen die unterstellten Kausalitäten (4). Das Ergebnis dieser 
Prüfung stellt nicht alle in diese Studien einfließenden ana-
lytischen und methodischen Überlegungen infrage. Wir 
kritisieren jedoch den Duktus, eine Fähigkeit zur sicheren 
Bestimmung der zukünftigen Wohlfahrtsgewinne eines 
Handelsabkommens zu behaupten (5). 

2. Risiken

2.1  Regulative und demokratische Risiken der 
Verhandlungen

Anknüpfend an den bereits in den 1990er Jahren begonne-
nen, bislang aber wenig erfolgreichen transatlantischen Di-
alog soll es in den TTIP-Verhandlungen neben den verblie-
benen – vergleichsweise geringen – Zöllen um einen 
umfassenden Abbau nicht-tarifärer Handelshemmnisse 
oder staatlicher Regulierungen bzw. um eine Anpassung 
regulativer und technischer Standards gehen. Ein solcher 
Abbau von Handelshemmnissen soll in horizontaler Hin-
sicht, d. h. sektorenübergreifend, und darüber hinaus sek-
torspezifisch vertiefend verhandelt werden. Dies kann auch 
umwelt-, gesundheits-, sozial- oder finanzpolitisch relevan-
te Standards betreffen. Zwar beteuert die Europäische Kom-
mission, dass es nicht um eine Absenkung solcher Standards 
gehen soll, entsprechende Befürchtungen sind jedoch 
durchaus begründet.

In demokratischer Hinsicht bedenklich ist nicht nur, 
dass vor allem große Unternehmen und deren Interessen-
verbände (z. B. Trans-Atlantic Business Council, European 
Services Forum) einen privilegierten Zugang zu den Ver-
handlungsführern genießen. Ebenso kritisch ist die frei-
händlerische Orientierung der verhandlungsführenden 
Vertreter, deren primäres Erfolgskriterium das Liberalisie-
rungsziel und der Abbau „unnötiger“ Regulierungen ist 
(vgl. Bartl/Fahey 2014). Sowohl die handelspolitische Tra-

dition der EU als auch die Entwicklung des europäischen 
Binnenmarktes lassen befürchten, dass unter dem Primat 
der Marktöffnung Standards nach unten angepasst werden 
(vgl. De Ville/Orbie 2011; De Ville 2013). 

Darüber hinaus sollen Liberalisierungs- und Deregulie-
rungstendenzen dauerhaft festgeschrieben werden. Zum 
einen hat der Schwenk zu einem Negativlistenansatz eine 
expansive Wirkung, d. h. die Regulierung nicht explizit aus-
genommener, vielleicht erst zukünftig relevanter Rege-
lungsbereiche wird erheblich erschwert. Zum anderen sol-
len für bestimmte Bereiche oder Regelungen sogenannte 
Standstill-Klauseln vereinbart werden, die zukünftige Re-
Regulierungen untersagen. Und schließlich entfaltet das 
bislang angestrebte Investor-Staat-Streitschlichtungsver-
fahren wahrscheinlich verhindernde Wirkungen hinsicht-
lich demokratisch begründeter Regulierungen. Entspre-
chende Befürchtungen werden dadurch verstärkt, dass die 
Verhandlungen weitgehend geheim geführt werden und die 
Parlamente lediglich am Ende der Verhandlungen ein Mit-
bestimmungsrecht haben. 

2.2  Gefahren der Investor-Staat-Streitschlich-
tung

Das erstmals von der EU im Handelsabkommen mit Kana-
da (CETA) vereinbarte und ebenso im TTIP vorgesehene 
Investor-Staat-Streitschlichtungsverfahren (ISDS) im Be-
reich des Investitionsschutzes bildet zu Recht einen der zi-
vilgesellschaftlich am heftigsten kritisierten Bestandteile der 
Verhandlungen. Im Rahmen eines ISDS haben Unterneh-
men die Möglichkeit, Staaten vor einem Schiedsgericht auf 
Entschädigung zu verklagen, wenn sie der Ansicht sind, 
dass staatliche Maßnahmen oder Regulierungen dem im 
Abkommen vereinbarten Investitionsschutz zuwiderlaufen. 

Durch solche Streitschlichtungsverfahren werden nicht 
nur ausländische Investoren geschützt, sondern zugleich 
staatliche Regulierungsmöglichkeiten eingeschränkt, wenn 
diese nicht hohe Entschädigungszahlungen riskieren wollen. 
Dies beginnt mit unpräzisen Bestimmungen darüber, was 
ein legitimes öffentliches Interesse darstellt oder als eine 
indirekte Enteignung angesehen werden kann. Darüber hi-
naus handelt es sich um nicht-öffentliche, oft intransparen-
te Verfahren, deren Schlichter oder Anwälte nicht hoheitlich 
legitimiert sind. Diese rekrutieren sich zumeist aus wenigen 
Kanzleien, die sich quasi abwechseln und die Rollen  
tauschen. Sie pflegen oft enge Beziehungen zu großen Un-
ternehmen, prüfen laufend nationale Politiken und Regu-
lierungsvorhaben auf Erfolg versprechende Klagemöglich-
keiten, unterbreiten entsprechende Vorschläge und 
refinanzieren Klagen über den Finanzmarkt. Sowohl die 
hohen Honorare als auch das Interesse an einem Markt für 
Unternehmensklagen lassen vermuten, dass die Kanzleien 
hierbei zugleich Eigeninteressen verfolgen (Eberhardt 2013).

Aufgrund der oft hohen Streitwerte und Verfahrenskos-
ten belasten solche Verfahren nicht nur die öffentlichen 
Haushalte, sondern stärken zugleich Investoren auf Kosten 
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demokratischer Willensbildungsprozesse, wenn z. B. Regie-
rungen aufgrund möglicher oder drohender Klagen von 
vorneherein auf Regelungen oder Politikmaßnahmen ver-
zichten.

2.3  Sektorspezifische und beschäftigungs- 
politische Risiken

Das TTIP könnte auch erhebliche wettbewerbs- und be-
schäftigungspolitische Auswirkungen in verschiedenen Sek-
toren haben. Eine weitgehende Abschaffung von Zöllen oder 
Mengenbeschränkungen und die Angleichung von Verfah-
rensstandards im Agrarsektor würde die im Vergleich deut-
lich kleineren und produktionstechnisch weniger industri-
ell ausgerichteten europäischen Betriebe erheblich belasten 
oder zum Teil gänzlich vom Markt verdrängen. Im Bereich 
der öffentlichen Beschaffung wiederum ist das europäische 
Interesse an einer Öffnung des US-Marktes größer als um-
gekehrt. Gleichwohl könnten die Absenkung der Schwel-
lenwerte für Ausschreibungen auf das Niveau des EU-Bin-
nenmarktes und eine Angleichung von Verfahrensstandards 
die öffentlichen Einflussmöglichkeiten hinsichtlich arbeits- 
oder umweltpolitischer Standards einschränken. 

Auswirkungen eines transatlantischen Abkommens wer-
den auch für den Dienstleistungshandel erwartet. Die Kom-
mission ist bestrebt, den EU-Binnenmarkt für den Dienst-
leistungsbereich noch weiter zu liberalisieren, wobei das 
TTIP als Hebel dienen könnte. Im Einzelnen dürften die 
erwartbaren Folgen eines Abkommens je nach Dienstleis-
tungsbereich und Erbringungsform variieren. Größere 
Handelseffekte werden in den Bereichen Informations-, 
Kommunikations-, Unternehmens- und Finanzdienstleis-
tungen erwartet. Arbeitspolitische Auswirkungen, z. B. Ab-
senkungen von Standards und erhöhter Lohndruck, sind 
darüber hinaus in beschäftigungsintensiven Bereichen wie 
Gesundheits- und Sozialen Dienstleistungen nicht auszu-
schließen.

Letzteres gilt ebenso für öffentliche (Versorgungs-)
Dienstleistungen, zumal deren Definitionen nicht immer 
eindeutig sind und die EU-Kommission ein Interesse an 
einer möglichst weitgehenden Kommerzialisierung und 
strengeren wettbewerbspolitischen Regelungen hat. Im Zu-
sammenhang mit dem beabsichtigten Negativlistenansatz 
sind hier weitergehende Deregulierungen, Ausgliederungen 
oder Privatisierungen nicht auszuschließen.

3.  Die erwarteten Wohlfahrtseffekte der 
ifo-Studien

Die Autoren der ifo-Studien haben sich viele Gedanken 
gemacht, wie die bisherigen Modellrechnungen zur Prog-
nose der Auswirkungen von Handelsabkommen, von denen 
sie sich explizit abgrenzen, verbessert werden könnten. Die 

bisherigen Studien (z. B. CEPR 2013) treffen mehr oder 
weniger willkürliche Annahmen über das Ausmaß beste-
hender nicht-tarifärer Handelshemmnisse und darüber, in 
welchem Maße diese abgebaut werden können, d. h. in wel-
chem Maße die Handelskosten durch ein Abkommen sin-
ken. Die Autoren vom ifo-Institut hingegen versuchen, die 
Reduktion der Handelskosten implizit zu bestimmen. Hier-
zu schätzen sie zunächst mithilfe eines Gravitationsmodells 
ökonometrisch die Handelswirkungen früherer Abkom-
men. Ist demnach der zu erwartende Handelsschaffungsef-
fekt – den die Autoren im Fall des TTIP auf nahezu 80 % 
schätzen – bekannt, so lässt sich das Modell so kalibrieren, 
dass es exakt diesen Effekt simuliert. Darüber hinaus be-
mühen sie sich in einem weiteren Schritt um realistischere 
Annahmen bezüglich des Arbeitsmarktes und der Wettbe-
werbsbedingungen.

Die ifo-BMWi-Studie unterscheidet zunächst (in Kapi-
tel 2) in einem 126 Länder umfassenden Modell zwischen 
einem Zollszenario, das lediglich einen Abbau der verblie-
benen Zölle unterstellt, und einem Abkommen mit umfas
sender Liberalisierung, das den geschätzten Handelsschaf-
fungseffekt vergangener Freihandelsabkommen zugrunde 
legt. Im Falle eines umfassenden Abkommens berechnen 
die Autoren einen Anstieg der deutschen Exporte in die 
USA um 94 %. Die Wohlfahrtseffekte schätzen die Autoren 
nach dem Konzept der äquivalenten Variation auf durch-
schnittlich rund 3 % und knapp 4,7 % für Deutschland in 
der langen Frist, welche die Autoren mit zehn bis 20 Jahren 
veranschlagen (Felbermayr et al. 2013a, S. 76). Für das Zoll
szenario hingegen fallen die Wohlfahrtsgewinne mit 0,24 % 
für Deutschland deutlich geringer aus (ebd., S. 81). Mittels 
der äquivalenten Variation werden im Durchschnitt Zu-
wächse in zehnfacher Höhe der Veränderungen des Brut-
toinlandproduktes (BIP) gemessen, d. h. die Wohlfahrtsef-
fekte erscheinen deutlich größer (Raza et al. 2014, S. 45f.).

In Kapitel 3 der ifo-BMWi-Studie entwickeln die Auto-
ren dann ein modifiziertes Gleichgewichtsmodell (Über
sicht 1). Dieses ist entsprechend dem zuvor ermittelten Han-
delsschaffungseffekt und der tatsächlichen bilateralen 
Handelsbilanzen (Gewichtung der Handelsbarrieren im 
Basisgleichgewicht) kalibriert, umfasst fünf aggregierte Re-
gionen und wurde zur Ermittlung der Arbeitsmarkteffekte 
erweitert. Zu den Erweiterungen zählen insbesondere die 
Modellierung von Sucharbeitslosigkeit und Reallokations-
effekten, die Berücksichtigung des Ausgangsniveaus der 
Arbeitslosigkeit (Daten: 2007) und die Annahme heteroge-
ner (Größe, Produktivität) Firmen (ebd., S. 83). Auf Basis 
dieses Modells werden nun drei Szenarien unterschieden: 
wiederum ein reines Zollszenario, ein NTB (Non-tariff 
barriers)Szenario, das von einer zusätzlichen Absenkung 
nicht-tarifärer (ad valorem) Handelshemmnisse um 25 % 
ausgeht und in etwa dem obigen Szenario einer umfassen-
den Liberalisierung entspricht, und ein Binnenmarktszena
rio, welches eine Absenkung aller effektiven bilateralen 
Handelshemmnisse auf das Niveau zwischen Deutschland 
und der EU unterstellt. Für das Zollszenario berechnen 
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die Autoren eine Zunahme der deutschen Exporte in die USA 
um 4,86 % und einen Rückgang der Exporte in die übrigen 
EU-Länder um 0,24 %. Umgekehrt sollen die Exporte der 
USA nach Deutschland um 7,45 % zunehmen, während die 
der übrigen EU um 0,44 % schrumpfen. Im NTBSzenario 
hingegen sollen die deutschen Exporte in die USA um knapp 
57 % zulegen und die in die übrige EU um 2,64 % abnehmen. 
Die Exporte der USA nach Deutschland nehmen um knapp 
94 % zu und die der übrigen EU nach Deutschland um 5,5 % 
ab. Die im Gegensatz zur obigen Messgröße äquivalente 
Variation nun als BIP pro Kopf ausgewiesenen Einkommens-
zuwächse fallen geringer aus und belaufen sich im Zollsze-
nario auf 0,13 %, im NTB-Szenario auf 1,6 % und im Bin-
nenmarktszenario auf 8,32 % (ebd., S. 91ff.). 

Hinsichtlich des Arbeitsmarktes finden die Autoren für 
das Zollszenario keine nennenswerten Effekte auf das Be-
schäftigungs- und Lohnniveau. Dagegen sollen im NTB
Szenario in Deutschland rund 25.000 neue Arbeitsplätze 
entstehen, in der übrigen EU fast 100.000 und in den USA 

knapp 70.000. Die durchschnittlichen Reallöhne sollen ent-
sprechend jeweils um 1,6 %, knapp 1,7 % und 2,15 % zule-
gen. Für das weitergehende Binnenmarktszenario (mit dem 
unrealistischerweise zum Teil geworben wird) ermitteln die 
ifo-Wissenschaftler sogar Beschäftigungsgewinne von bis 
zu 110.000 Arbeitsplätzen in Deutschland, 280.000 in der 
übrigen EU und 103.000 in den USA, wobei die Zuwächse 
vor allem in exportorientierten mittelständischen Unter-
nehmen erfolgen sollen. Die durchschnittlichen Real- 
löhne wiederum sollen respektive um bis zu 8,32, 6,18 und 
5,25 % ansteigen. Die Beschäftigungs- und Reallohneffekte 
sollen dabei neben der Ausweitung des Handels insbeson-
dere ein Resultat von Produktivitätssteigerungen und einer 
Absenkung des allgemeinen Preisniveaus sein. So soll die 
durchschnittliche Arbeitsproduktivität in Deutschland je 
nach Szenario (Zoll, NTB, Binnenmarkt) um 0,06, 1,14 bis 
hin zu 5,65 % ansteigen, während das Preisniveau um 0,06, 
0,61 bzw. 16,19 % sinken soll (ebd., S. 97ff.). 

Die ifo-Bertelsmann-Studie (Felbermayr et al. 2013b), 
die teilweise zu deutlich optimistischeren Schätzungen 
kommt, übernimmt zunächst die Methodik und Szenarien 
aus Kapitel 2 der ifo-BMWi-Studie, sodass die Handels- und 
Wohlfahrtseffekte mit diesen übereinstimmen (Übersicht 2). 
Im Zollszenario fallen die Exportzuwächse Deutschlands 
gegenüber den USA mit 1,13 % und die der USA gegenüber 
Deutschland mit 1,65 % deutlich geringer als im kalibrier-
ten Zollszenario in Kapitel 3/ifo-BMWi aus. Im Liberalisie
rungsszenario nehmen die Exporte nun wiederum in beide 
Richtungen um knapp 94 % zu. Dagegen gehen die deut-
schen Ex- und Importe gegenüber den europäischen Län-
dern und der Mehrzahl der BRICS-Staaten mit bis zu 41 % 
zum Teil deutlich zurück (ebd., S. 14ff.). 

Bezüglich der Modellierung des Arbeitsmarktes weicht 
die Bertelsmann-Studie allerdings erheblich von der ifo-
BMWi-Studie ab. Zum einen werden nicht wie oben in 
Übersicht 1 dargestellt neue umfassende Szenarien entwi-
ckelt, sondern lediglich die neu modellierten Arbeitsmarkt-
daten an die Szenarien ohne Arbeitsmarkt aus Kapitel 2/
ifo-BMWi angehängt. Und zum Zweiten unterscheidet sich 
die Modellierung des Arbeitsmarktes. Zwar wird ebenfalls 
Sucharbeitslosigkeit modelliert, jedoch nicht die Realloka-
tion von Beschäftigung, d. h. der Beschäftigungsabbau in 
weniger produktiven Unternehmen bleibt unberücksichtigt. 
Zudem betrachtet die ifo-Bertelsmann-Studie nun 28 
OECD-Länder und stützt sich auf Arbeitsmarktdaten aus 
den Jahren 2009 und 2010 (ebd., S. 32). Dementsprechend 
fallen bereits für das Zollszenario mit knapp 45.000 neu 
geschaffenen Arbeitsplätzen in Deutschland, 106.000 in 
Großbritannien, 277.000 in den USA und über 500.000 in 
der OECD die Zahlen deutlich optimistischer aus. Für das 
Liberalisierungsszenario nimmt die Studie sogar Beschäfti-
gungszuwächse u. a. in Höhe von 181.000 Arbeitsplätzen 
in Deutschland und knapp 1,1 Mio. in den USA an. Dage-
gen sollen in anderen Ländern, wie z. B. Kanada, der Türkei 
oder Japan, jeweils über 50.000 und bis zu 100.000 Arbeits-
plätze verloren gehen. 

ÜBERSICHT 2

Auswirkungen von TTIP auf Deutschland nach der ifo-Bertelsmann-Studie
Angaben in Prozent und in absoluten Zahlen 

Zollszenario
Umfassende 

Liberalisierung

Export D -> USA +1,13 % +94 %

Wohlfahrt D +0,24 % +4,68 %

Reallöhne D +0,54 % +2,19 %

Arbeitsplätze D +45.000 +181.000

Quelle: Felbermayr et al. (2013b). 

ÜBERSICHT 1

Auswirkungen von TTIP auf Deutschland nach der ifo-BMWi-Studie
Angaben in Prozent und in absoluten Zahlen 

Zollszenario NTB-Szenario
Binnenmarkt- 

Szenario

Export D -> USA +4,68 % +57 % +262 %

Export D -> EU26 -0,24 % -2,64 % -17,55 %

Reales BIP/Kopf +0,13 % +1,6 % +8,32 %

Reallöhne D +0,13 % +1,6 % +8,32 %

Arbeitsplätze D +2.000 +25.000 +110.000

Quelle: Felbermayr et al. (2013a), Kapitel 3. 
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4. Kritik 

4.1  Schwächen der ökonomischen Nutzen- 
kalkulationen

Zweifellos versprechen ökonometrische Schätzungen eine 
bessere Abbildung der Realität, doch stellt sich die Frage, 
ob dieses Versprechen auch für einen Blick in die Zukunft 
eingelöst werden kann. Zunächst muss geklärt werden, in-
wiefern die bisherigen präferentiellen Handelsabkommen 
vergleichbar sind. Zum Vergleich zieht die Studie alle vor 
2005 bei der WTO registrierten Abkommen heran, wobei 
weder das Alter noch die Qualität dieser Abkommen be-
rücksichtigt werden. Viele dieser Abkommen sind jüngeren 
Datums. In welchem Zeitraum realisieren sich die erhofften 
Vorteile eines solchen Abkommens? Die Studie zielt expli-
zit auf langfristige Effekte ab. Die lange Frist wird in der 
Studie dreimal spezifiziert, allerdings jedes Mal anders: fünf 
bis acht Quartale (Felbermayr et al. 2013a, S. 14 Fn13), zehn 
bis 20 Jahre (ebd., S. 69) und zwölf Jahre (ebd., S. 111). Je 
länger der Zeitraum, umso mehr nimmt die Wahrschein-
lichkeit zu, dass die gemessenen Effekte durch andere Fak-
toren beeinflusst werden. Da die in der Studie herangezo-
genen Abkommen nicht nach dem Zeitverlauf bzw. Alter 
differenziert werden, ist deren Vergleichbarkeit fraglich. 
Und auch hinsichtlich der Qualität, sprich Liberalisierungs-
tiefe, dieser Abkommen ist die Vergleichbarkeit nicht gege-
ben, da die Unterschiede allein zwischen den bekannten 
Abkommen, wie EU, NAFTA, Mercorsur und ASEAN, dies-
bezüglich erheblich sind. Ein Handelsabkommen von mit 
dem TTIP vergleichbarer Größe des Wirtschaftsraums be-
steht derzeit noch nicht. Insgesamt fehlt es für einen sinn-
vollen Vergleich hinsichtlich zentraler Parameter an Ähn-
lichkeit zwischen bestehenden Abkommen und dem TIPP.

Grundsätzlicher stellt sich aufgrund der negativen Er-
fahrungen mit Prognosemodellen auf Basis von Daten aus 
der Vergangenheit im Zuge der Finanzkrise (Taleb 2008) 
die Frage, ob überhaupt so umstandslos in der Vergangen-
heit gewonnene Daten in die Zukunft fortgeschrieben wer-
den können. Gerade der technische Fortschritt erschwert 
den Blick in die Zukunft. So ermittelt die Studie beispiels-
weise, dass die US-Exporte von Erdöl und Erdgas nur leicht 
steigen sollen (Felbermayr et al. 2013a, S. 115). Angesichts 
der Erschließung von Schieferöl- und -gasvorkommen 
durch die neuen Fracking-Techniken wird jedoch derzeit 
ein anderes Volumen prognostiziert (US-Department of 
Energy 2009). Zum Abschluss des Dienstleistungsabkom-
mens GATS im Jahre 1994 konnten sich die beteiligten Bil-
dungsministerien noch nicht vorstellen (Scherrer 2005), 
dass mittels des Internets Universitäten wie die Phoenix 
University grenzüberschreitend Hunderttausende von Stu-
dierenden mit Kursen versorgen können. 

Bei der Bemessung der wirtschaftlichen Auswirkungen 
von präferentiellen Handelsabkommen stellen Faktoren wie 

Technik auch für den Blick in die Vergangenheit eine Her-
ausforderung dar. Wie kann der Anteil eines Handelsab-
kommens an der generellen Vertiefung grenzüberschrei-
tender Arbeitsteilung gegenüber anderen Faktoren genau 
bemessen werden? Und noch grundsätzlicher: Kann die 
Wirkung eines einzelnen Faktors in komplexen Systemen 
wie menschlichen Gesellschaften überhaupt isoliert werden? 
Dies würde voraussetzen, dass die Wirkung des untersuch-
ten Faktors unabhängig von der jeweiligen spezifischen In-
teraktion mit anderen Faktoren ist. Ein Abkommen über 
grenzüberschreitende Energiemärkte wirkt z. B. vor dem 
Einsatz von „Fracking“ anders als danach. Mit anderen Wor-
ten: Die jeweils gemessene Wirkung kann Produkt des Zu-
sammenspiels verschiedener Faktoren sein (Ragin 2008).

Die ifo-Studie geht allerdings davon aus, dass der Faktor 
Handelsabkommen in seiner Wirkung isoliert werden kann, 
indem neben der Existenz eines solchen Abkommens auch 
der Einfluss weiterer Variablen, wie z. B. die räumliche Nähe, 
eine gemeinsame Grenze oder Sprache auf die Handelsbe-
ziehungen geschätzt werden, wobei letztgenannte Faktoren 
selbst wiederum Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit, dass 
es zu einem Abkommen kommt, haben können. Damit soll 
der Ansatz in der Lage sein, sowohl die Handelsschaffungs- 
als auch die Handelsumlenkungseffekte (weg von den Part-
nern außerhalb, hin zu denen innerhalb der Freihandelszo-
ne) zu berücksichtigen (Felbermayr et al. 2013a, S. 59). 

Da präferentielle Handelsabkommen über den Abbau 
von Zöllen hinausgehen, stellt sich bei der Ermittlung der 
Auswirkungen das Problem, wie die nicht-tarifären Handels-
barrieren (NTB) gemessen werden können. Für ihre Analy-
se auf nationaler Ebene (Makroanalyse) meint die ifo-Studie, 
das Problem mit Hilfe des Gravitationsmodells elegant um-
gehen zu können. Es werden einfach die handelsschaffenden 
Faktoren in ihrer Gesamtheit gemessen, da es letztlich offen 
bliebe, ob die empirisch gemessenen Handelseffekte aus der 
Reduktion tarifärer oder dem Abbau nicht-tarifärer Barrieren 
stammen. Ob aber mittels der Gravitationsgleichung ohne 
Spezifizierung der Handelsabkommen nach Dauer und Tie-
fe und ohne Berücksichtigung von Interaktionseffekten dies 
mit der Genauigkeit gelingt, die die Studie vorgibt zu errei-
chen, ist zweifelhaft. Gerade wenn zeitliche Effekte untersucht 
werden sollen, bietet sich die Längsschnittanalyse an, die aber 
hier wohl aus Gründen der schwierigen Datenerhebung nicht 
erfolgte. Zudem bleiben die Fragen sowohl nach der Ver-
gleichbarkeit für das TTIP als auch der Tauglichkeit vergan-
gener Daten für Prognosen offen.

4.2  Bemessung der nicht-tarifären  
Handelsbarrieren

Während für die Makroanalyse die ifo-BMWi-Studie auf 
eine exakte Bemessung der Höhe der NTB verzichtet, ver-
sucht sie genau dies für ihre sektoralen Analysen. Da es 
derzeit allerdings keine anerkannte Methodik gebe, mit de-
ren Hilfe die Kosten von nichttarifären Handelsbarrieren 
berechnet werden könnten (Felbermayr et al. 2013a, 
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S. 42), geht die Studie zweigleisig vor. Zum einen setzt sie 
die für die Makroanalyse abgelehnten Berechnungsmodel-
le in leicht modifizierter Weise ein. Weil sie die so ermittel-
ten Ergebnisse bloß „als informativ, aber nur teilweise be-
lastbar“ (ebd., S. 43) ansieht, ergänzt sie diese Analysen 
innovativ mit den Resultaten einer Umfrage unter deutschen 
Wirtschaftsverbänden zu den Handelskosten in den USA. 
Eine Befragung US-amerikanischer Verbände wurde nicht 
vorgenommen, sodass für die Handelskosten in Europa kei-
ne Umfrageergebnisse vorliegen. Im Fließtext der Studie 
liest es sich zunächst so, als ob die Rücklaufrate sehr hoch 
sei (ebd., S. 48), doch ein Blick auf die komplette Liste der 
Antworten in Tabelle A. I.1 zeigt, dass nur 16 Verbände 
geantwortet haben, wovon auch etliche die Umfrage nicht 
vollständig beantworteten. Die Antworten stammen eher 
von Verbänden, die sich schon zuvor für das TTIP eingesetzt 
haben. Gleichwohl sind einige Antworten durchaus inter-
essant. So wurden allgemein als Barrieren die Gesetze zur 
Terrorismusbekämpfung in den USA genannt. Inwiefern 
diese aufgrund des TTIP geändert werden, bleibt unklar. 
Des Weiteren wurden insbesondere sektorale Hürden be-
nannt. Für die Finanz industrie ist dies das komplexe Geset-
zeswerk in Reaktion auf die Finanzkrise von 2007, der Dodd-
Frank Act. Für die Nahrungsmittelindustrie sind dies die 
besonderen Veterinär- und Hygieneregelungen. Die Studie 
wirft nicht die Frage auf, ob solche Regelungen sinnvoll sind 
und deshalb nicht durch das TTIP beseitigt werden sollten.

Durch die Umfrage fühlt sich die Studie darin bestätigt, 
die Berechnungen rein auf einer Güterwirtschaft fußen und 
monetäre Aspekte außen vor lassen zu können, da „die 
Wechselkursproblematik […] außer im Textilsektor und im 
Fahrzeugbau von den Interviewpartnern als wenig wichtig 
eingestuft” (Felbermayr et al. 2013a, S. 55) wird. Allerdings 
sieht die Studie an anderer Stelle gerade diese zwei Sektoren 
als diejenigen an, die am meisten vom TTIP profitieren 
würden (ebd., S.18). Wechselkursschwankungen übertreffen 
die bestehenden Zollsätze bei Weitem; zwischen 2002 und 
2008 stieg der Euro gegenüber dem US-Dollar um 64 % 
(Priewe 2013, S. 126).

Bei der ökonometrischen Analyse der nicht-tarifären 
Handelsbarrieren zwischen der EU und den USA geht die 
Studie davon aus, dass innerhalb der USA, der nordameri-
kanischen Freihandelszone (NAFTA) und insbesondere 
innerhalb der EU keine Handelsbarrieren bestehen. Laut 
der Studie macht diese Annahme “durchaus Sinn” (Felber-
mayr et al. 2013a, S. 88 Fn. 47). Selbst innerhalb der USA 
bestehen jedoch gerade im Dienstleistungssektor Handels-
barrieren, beispielsweise bei der gegenseitigen Anerkennung 
von professionellen Zertifikaten. Einzelstaatliche Regelun-
gen für den Umweltschutz führen auch im Gütersektor zu 
Barrieren, beispielsweise die unterschiedlichen Abgasnor-
men für Automobile. Die Nichtberücksichtigung der inter-
nen Barrieren erhöht die vermuteten externen Barrieren. 
So errechnet die Studie, dass die „imputierten“ (sic!), d. h. 
geschätzten, Handelskosten für Exporte Deutschlands in 
die USA einen Wert von 53 annehmen, sprich 53 % teurer 

sind als in Deutschland (Felbermayr et al. 2013a, S. 89). 
US-Exporte nach Deutschland sind sogar 155 % teurer als 
in den USA. Die hohe Differenz erklärt sich „vor allem da-
mit [...], dass Deutschland im Jahr 2007 hohe bilaterale 
Überschüsse erwirtschaftet hat” (ebd., S. 89) und ist ein 
Resultat der Kalibrierung des Modells. Die Exportüber-
schüsse weisen demnach auf Barrieren für die Importe hin, 
denn ohne die Barrieren müssten nach der Gleichgewichts-
logik der Studie Ex- und Importe ausgeglichen sein. Da die 
Überschüsse Deutschlands in der Folgezeit noch stärker 
gewachsen sind, müssten folglich auch die Handelsbarrieren 
nach Deutschland zugenommen haben. Wird somit die 
Höhe der Handelsbarrieren als eine Funktion von Außen-
handelsbilanzungleichgewichten gemessen, ändern sich die 
Handelsbarrieren von Jahr zu Jahr, je nach Stand der Au-
ßenhandelsbilanz. Dies ist jedoch wenig plausibel.

4.3 Beschäftigungseffekte

Wie oben erwähnt, versucht die Studie in die Berechnungs-
modelle der Auswirkungen von Handelsabkommen mög-
lichst realistische Annahmen einzuführen, wie z. B. die 
Berücksichtigung des vorherrschenden Beschäftigungsni-
veaus und bestehender Arbeitsmarktinstitutionen (ebd., 
S. 84). Die Studie wählt das Jahr 2007 als Basisszenario, ein 
Jahr mit vergleichsweise hoher Arbeitslosigkeitsrate in 
Deutschland. Wäre das Jahr 2011 gewählt worden, würden 
sich die Beschäftigungseffekte nach Modellrechnung wohl 
unterschiedlich auf die Handelspartner verteilen, sprich die 
deutschen Zugewinne geringer sein. Statt eines Stichjahres 
wäre es sicherlich angemessener, das durchschnittliche Ni-
veau eines Konjunkturzyklus als Ausgangspunkt zu wählen. 
Allerdings stellt sich auch dann die Frage, ob die jeweiligen 
Arbeitslosen tatsächlich das Qualifikationsprofil mitbrin-
gen, das in den wachsenden Exportindustrien gesucht wird.

Darüber hinaus bleibt die Modellierung des Anpas-
sungsprozesses unbefriedigend. Empirische Studien zu den 
Suchprozessen von Arbeitskräften, die durch die internati-
onale Konkurrenz oder technologische Fortschritte freige-
setzt wurden, zeigen sowohl für die USA als auch für 
Deutschland für einen signifikanten Teil der Arbeitslosen 
recht lange Suchzeiten auf und zumeist Lohneinbußen in 
der neuen Arbeitsstelle (Scott 2012; zur Bewertung des 
NAFTA-Abkommens: Public Citizen 2010). Ebenso wenig 
ersichtlich ist die konkrete Zusammensetzung des Indika-
tors „Matching Effizienz” (Felbermayr et  al. 2013a, 
Tab. III.2), der die Leistungsfähigkeit der Arbeitsmarktin-
stitutionen bei der Zusammenführung von Angebot und 
Nachfrage abbilden soll. Welche Institutionen besonders 
leistungsfähig sind, ist in der Literatur sehr umstritten 
(Bhaumik/Dimova 2014). 

Die Arbeitsplatzgewinne werden für drei Szenarien be-
rechnet, wobei in dem von der Studie präferierten zweiten 
Szenario (NTB-Szenario) die Handelsbarrieren nicht völlig 
verschwinden, sondern nur vom jeweiligen Niveau um 25 
Prozentpunkte abgesenkt werden (Felbermayr et al. 2013a, 
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S. 90). In diesem „realistischen“ Szenario würden in Deutsch-
land 25.000 neue Arbeitsplätze entstehen (ebd., S. 100), was 
bei einer Erwerbstätigenzahl von 41,8 Mio. (2012) etwa ein 
halbes Promille ausmacht. Diese neuen Arbeitsplätze sollen 
zudem sicherer sein: „außerdem gelingt die Umwandlung 
von in der Regel unsicheren Arbeitsplätzen in Einmann- und 
Kleinstunternehmen zu Jobs in mittelständischen Firmen” 
(ebd., S. 102). Insgesamt sollen in der neu geschaffenen Frei-
handelszone 193.000 zusätzliche Arbeitsplätze entstehen, 
allerdings auf Kosten der Länder außerhalb des TTIP, welche 
165.000 Arbeitsplätze verlieren würden (ebd., S. 100).

Die ifo-Bertelsmann-Studie kommt zu deutlich höheren 
Gewinnen (Felbermayr et al. 2013b, s. Tabelle 2). Dies ist 
Folge eines geringeren Aggregationsniveaus (statt Weltre-
gionen 28 OECD-Länder), der Vernachlässigung von Re-
allokationseffekten und von Annahmen über Produktivi-
tätseffekte: Durch die Handelsliberalisierung freigesetzte 
Arbeitskräfte wechseln nicht wie in der ifo-BMWi-Studie 
in produktivere Unternehmen, was die Beschäftigungsef-
fekte mindern würde, sondern in weniger produktive Bran-
chen. Welche Annahmen zutreffen, können wir nicht be-
urteilen. Wir stellen wiederum fest, dass die Ergebnisse der 
Studien stark von ihren Annahmen beeinflusst werden, ohne 
dass dies in den Studien problematisiert wird.

Die handelsinduzierten Produktivitätszuwächse wür  -
den zudem höhere Löhne ermöglichen, in Deutschland um 
die 50 € höhere durchschnittliche Bruttomonatsverdienste 
(Felbermayr et al. 2013a, S. 103). Diese Lohnsteigerungen 
seien „sehr stark vom Preisindex getrieben” (ebd., S. 104). 
Dieser wiederum von handelsgetriebenen Produktivitäts-
entwicklungen, die „zu einer Reduktion der durchschnitt-
lichen Preise für heimische Konsumenten führen” (ebd., 
S. 99). Die eingangs erwähnte Berücksichtigung von Markt-
unvollkommenheiten findet hier keinen Niederschlag. An 
dieser Stelle nimmt die Studie an, dass die Produktivitäts-
zuwächse aufgrund der Konkurrenzverhältnisse direkt an 
die Konsumenten weitergegeben werden. Die Auswirkun-
gen von Währungsschwankungen auf den Preisindex wer-
den ebenfalls nicht berücksichtigt. 

In üblicher neoklassischer Argumentation wird vor die-
sen Lohnsteigerungen gewarnt: „Je stärker die Reallöhne 
steigen, umso weniger kann die Beschäftigung steigen” 
(ebd., S. 86), doch glücklicherweise „lässt es sich im Rahmen 
des Modells zeigen, dass Handelsliberalisierung nicht zu 
einer Abnahme der Beschäftigung führen kann: im lang
fristigen Gleichgewicht überwiegt die Schaffung von Arbeits-
plätzen in exportorientierten Firmen die Arbeitsplatzver-
luste in nicht exportorientierten Firmen” (ebd., S.  86, 
Hervorhebung der Autoren). Das Modellergebnis wird hier 
wiederum für bare Münze genommen.

4.4 Handelsumlenkung

Dem Vorwurf, dass ein bilaterales Handelsabkommen wie 
das TTIP den Anspruch der Welthandelsorganisation auf 
multilaterale, sprich alle Handelsnationen einschließende 

Abkommen untergräbt (Langhammer 2008), begegnet die 
ifo-BMWi-Studie mit dem Argument, dass in den letzten 
Jahrzehnten solche bilateralen Abkommen nicht weitere 
multilaterale Abkommen verhindert hätten. Im Gegenteil, 
oftmals hätten Erstere als Trittbrett für weitere Handelsli-
beralisierungen auf multilateraler Ebene fungiert. Die Aus-
dehnung der im TTIP vereinbarten Liberalisierungen auf 
andere Handelspartner ist auch erklärtes Ziel der EU-Kom-
mission und der US-amerikanischen Regierung, die beide 
über die geringen Fortschritte innerhalb der Welthandels-
organisation klagen. Die durchaus problematische macht-
politische Dimension dieser Ausdehnung wird von der 
Studie nicht thematisiert, was allerdings nicht verwundert, 
da ihr Grundtenor vom Freihandelsparadigma geprägt ist.

Beunruhigend sind allerdings die Ergebnisse der Studie 
hinsichtlich der zu erwartenden Handelsumlenkungen 
durch das TTIP, bevor es zu seiner Verallgemeinerung im 
Rahmen der World Trade Organization (WTO) kommt. 
Bei einer Mehrzahl der deutschen Handelspartner wird ein 
Rückgang des Handelsvolumens erwartet. Laut der Studie 
darf daraus „aber noch nicht geschlossen werden,“ dass das 
TTIP insgesamt für Deutschlands Handelspartner „keine 
positive Wirkung hat“ (Felbermayr et al. 2013a, S. 75), denn 
die Reduzierung des Handels mit einem Nicht-TTIP-Land 
zugunsten des Handels mit einem TTIP-Land könnte 
aufgrund geringerer Handelskosten zu einem höheren BIP 
führen (Felbermayr et al. 2013a, S. 75). Allerdings wider-
sprechen die von der Studie gemessenen Wohlfahrtseffekte 
dieser Aussage. Beim umfassenden Szenario kommt die 
Studie auf erhebliche Wohlfahrtsverluste für Japan (-5,9 %), 
Mexiko (-7,24  %), Australien (-7,41  %) und Kanada 
(-9,48  %). Diesen sollen Zugewinne in den USA von 
13,38 %, in Großbritannien von 9,7 %, in Schweden von 
7,3 % und in Spanien von 6,55 % gegenüberstehen (ebd., 
S. 76 Abb. II.1). Die Verlierer sind vornehmlich die Länder, 
die mit den USA oder der Europäischen Union bereits Frei-
handelsabkommen unterhalten. Beim Zollszenario fallen 
Gewinne und Verluste deutlich geringer aus, doch der Ver-
lust für Indien in Höhe von -2,48 % fällt deutlich höher aus 
als der Zugewinn für den größten Gewinner, die USA mit 
+ 0,75 % (ebd., S. 81 Abb. II.2). Innerhalb der EU rechnet 
die ifo-Bertelsmann-Studie mit erheblichen Einbrüchen 
 im Handelsvolumen, z. B. zwischen Deutschland und Irland 
um 35 % (Felbermayr et al. 2013b, S. 15), und bei den Han-
delspartnern außerhalb des TTIP ebenso (z. B. Deutschland 
– China um 13 % [ebd., S. 16]) – als Spiegelbild der höheren 
handelsschaffenden Effekte innerhalb des TTIP. Zudem 
könnten die Umlenkungseffekte noch unterschätzt sein, da 
in der ifo-BMWi-Studie Ursprungsregelungen im Fall eines 
Abbaus nicht-tarifärer Hemmnisse als unbedeutend be-
trachtet werden (Felbermayr et al. 2013a, S. 18). Werden 
jedoch statt tatsächlicher Harmonisierungen Formen wech-
selseitiger Anerkennung zwischen den beteiligten Ländern 
vereinbart, so müssen Drittländer nach wie vor unterschied-
lichen Standards folgen und haben dadurch einen Wettbe-
werbsnachteil (vgl. Bartl/Fahey 2014).
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Sollten sich diese Zahlen als korrekt erweisen, so wäre mit erheblichen 
außenpolitischen Spannungen zu rechnen. Zudem kommt es in den Wor-
ten vom Befürworter eines weltweiten Freihandels, Jagdish Bhagwati, zu 
einer „Spaghetti bowl“ (1995) von unterschiedlichen Rechtsnormen und 
Rechtsprechungen. Dies sind wiederum weitere Dimensionen, zu der die 
Studie, aber auch die politischen Betreiber des TTIP schweigen. 

5. Fazit

Angesichts der erwartbaren oder nicht auszuschließenden demokratischen, 
regulativen, sozial-, umwelt- und gesundheitspolitischen Risiken eines 
transatlantischen Handels- und Investitionsabkommens lohnt sich ein ge-
nauerer Blick auf die versprochenen Wohlfahrtsgewinne. Die genaue Be-
trachtung der ifo-Studien zu den Wohlfahrtseffekten eines solchen Abkom-
mens weckt Zweifel an der Gewissheit ihrer Prognosen. Zum einen 
vernachlässigen sie mögliche positive Auswirkungen von wirtschaftlichen 
Regulierungen sowie die kurz- oder mittelfristigen negativen Effekte auf 
den Absatz und die Beschäftigung in Wirtschaftszweigen, die durch Han-
delsumlenkungen, vor allem innerhalb der EU, oder erhöhte Importkon-
kurrenz betroffen sind. Zum anderen ist fraglich, ob es diesen Studien 
tatsächlich gelingt, durch ökonometrische Schätzungen der Modellpara-
meter und durch die Berücksichtigung von Arbeitslosigkeit sowie imper-
fekten Wettbewerb die bekannten Schwächen der rechenbaren allgemeinen 
Gleichgewichtsmodelle zu überwinden. 

Die vorgenommenen ökonometrischen Querschnittsanalysen mittels 
der Gravitationsgleichung ohne Spezifizierung der Handelsabkommen nach 
Dauer und Tiefe und ohne Berücksichtigung von Interaktionseffekten las-
sen an der Genauigkeit, die die Studie vorgibt zu erreichen, zweifeln. Zudem 
bleiben die Fragen sowohl nach der Vergleichbarkeit für das TTIP als auch 
der Tauglichkeit vergangener Daten für Prognosen offen. Die Berücksich-
tigung der Arbeitslosigkeit erfolgt im Rahmen neoklassischer Denkschab-
lonen, die bekanntermaßen vorurteilsgeladen die Wirkung von Arbeits-
marktinstitutionen auf ein simples Schema von Angebot und Nachfrage 
reduzieren. Die Berücksichtigung von eingeschränkter Konkurrenz blieb 
in den Studien ein uneingelöstes Versprechen. 

Abschließend soll noch einmal betont werden, dass diese ifo-Studien 
tatsächlich innovativ sind und grundsätzlich einen Fortschritt gegenüber 
den bisherigen rechenbaren Allgemeinen Gleichgewichtsmodellen darstel-
len. Irritierend ist allerdings, dass die errechneten Ergebnisse als objektive 
Fakten präsentiert werden. Obgleich die prognostizierten positiven Aus-
wirkungen deutlich über denen anderer Studien liegen, sollen alle Ergeb-
nisse sogar bloß „als Untergrenzen für langfristige Effekte” (Felbermayr 
2013a, S. 14) verstanden werden. Bei der ifo-Bertelsmann-Studie heißt es 
zum Beispiel „Wir vergleichen also die faktische, wirklich beobachtete Re-
alität …“ (ebd., S. 13), wobei allerdings die verwendete Gravitationsglei-
chung eine lineare Projektion darstellt, die die „Realität“ von Zufallsein-
flüssen zu bereinigen versucht. Interessanterweise taucht das Wort 
„Prognose“ in der Studie nicht auf. Wie üblich für wissenschaftliche Prog-
nosen wird zwar mit Szenarien gearbeitet, doch diese beziehen sich ledig-
lich auf das vermutete Ausmaß an Liberalisierung durch das TTIP. Szena-
rien auf der Basis unterschiedlicher Modellannahmen fehlen. Für jede 
Stufe an Liberalisierung wird jeweils nur ein Auswirkungsszenario vorge-

stellt, obgleich obige Diskussion die großen Ermessensspielräume hinsicht-
lich zentraler Modellannahmen aufzeigt. Dass die Auftraggeber dieser Stu-
dien, die sich bereits zuvor zugunsten des TTIP festgelegt hatten, mögliche 
vorsichtige Einschränkungen einer wissenschaftlichen Studie geflissentlich 
übersehen, ist wenig verwunderlich. Leider haben diese ifo-Studien ein 
solches Verhalten besonders leicht gemacht. 
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